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1923 ergab sich in Deutschland nach 1918 die zweite große Möglichkeit, das Blatt der Geschichte zu
wenden und durch eine siegreiche Arbeiter:innenrevolution sogar den Lauf der Weltgeschichte zu
verändern. Dass dies nicht eintrat und welche Implikationen hierbei zu beachten waren, soll
Gegenstand des folgenden Beitrags sein.

Revolutionäre Zuspitzung

Mitte 1923 haben wir in Deutschland alle zentralen Elemente einer revolutionären Situation: eine
kapitalistische Ökonomie im Hyperinflationskollaps, Hungerrevolten und spontane Emeuten, eine
schwere politische Krise auf Regierungsebene und eine gut organisierte revolutionäre KPD, die
tatsächlich auf dem Sprung war, die jahrzehntelange Vorherrschaft der SPD über die deutsche
Arbeiter:innenklasse zu beenden.

In Sachsen und Thüringen bildete die linke SPD mit Duldung der KPD eine Regierung, welche die
Bildung bewaffneter Arbeitermilizen zuließ. Auf der anderen Seite der Barrikade stand die
bewaffnete Reaktion zum Losschlagen bereit.

Einerseits wartete der Oberbefehlshaber der Reichswehr, von Seekt, auf die Ausrufung des
Notstands durch den Reichspräsidenten Ebert (SPD), um eine Militärdiktatur zu errichten.
Andererseits war der Notstand in Bayern schon vollzogen und ein autoritäres Regime errichtet, das
sich unabhängig von der Reichsregierung erklärte. Hinter diesem Notstandsregime in Bayern
versammelten sich auch offen faschistische Kampftruppen um Hitler und Ludendorff, die auf das
Signal zum „Marsch auf Berlin“ (in Analogie zur Machtergreifung der Faschist:innen in Italien)
warteten. Im Herbst 1923 marschierten bayrische Reichswehrverbände in Nordbayern auf. Alles lief
auf eine Entscheidungsschlacht zwischen der revolutionären Arbeiter:innenschaft und der
Reichswehr und den Faschist:innen hinaus.

Rückblickend ist die Zuspitzung der Situation, die nur als revolutionäre bezeichnet werden kann,
seit August 1923 mit dem Sturz der Cuno-Regierung klar (siehe hierzu NI 276). Es ist daher
lächerlich, wenn heute vielfach behauptet wird, die KPD habe sich auf Drängen der Komintern im
Herbst 1923 auf ein „putschistisches Abenteuer“ eingelassen, in Deutschland wäre nie so etwas wie
ein russischer Oktober denkbar gewesen.

Generalstreik und neue Regierung

Im Grunde erreichte die Krise nicht erst im Oktober, sondern im Sommer 1923 ihren ersten
Höhepunkt. Die Kämpfe verdichten sich zum Generalstreik gegen die verhasste Cuno-Regierung im
August 1923. Der Streik begann am 10. des Monats in Berlin mit dem Ziel, die rechtskonservative
Reichsregierung zu stürzen. Dieses wurde erreicht, das Kabinett unter Cuno demissionierte am
folgenden Tag. Der Streikaufruf hatte inzwischen etliche Arbeiter:innenzentren des Reichs erfasst.

Am selben Tag noch, dem 11. August, erfolgte der Ausruf einer neuen Regierung unter der
Kanzlerschaft Stresemanns, der der liberal-konservativen Deutschen Volkspartei vorstand, die eine
Koalition mit den bürgerlichen Partnerinnen Zentrum, der Deutschen Demokratischen Partei und
der reformistischen Arbeiter:innenpartei SPD einging. Der Generalstreik flaute praktisch schon
gegen Abend des darauffolgenden Tages, dem 12. August, ab.
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Mit dem erzwungenen Rücktritt der alten Regierung hatte die Arbeiter:innenbewegung nur
scheinbar triumphiert. Der Generalstreik war zwar von einer Reihe von Forderungen und der nach
Bildung einer Arbeiter:innenregierung begleitet, aber die entscheidende Frage, wer konkret
bereitstand, um diese Verantwortung zu übernehmen, wurde nicht gestellt. Sie beantwortete
stattdessen die herrschende Klasse. Dass dies im Handumdrehen geschah, kann kein spontaner
Zufall, sondern muss vorbereitet gewesen sein.

Der Bourgeoisie war längst klar geworden, dass das wirtschaftspolitische Steuer herumgerissen
werden musste. In der Frage der Reparationszahlungen mussten neue Verhandlungen aufgenommen
und die Politik des „passiven Widerstands“, die von der alten Regierung ausgegeben worden war,
beendet werden. In der Währungspolitik musste möglichst bald die Reißleine gegen die
Hyperinflation gezogen werden, selbst auf Kosten des Ruins großer Teile des
Kleinbürger:innentums. Nicht zuletzt auch deswegen, weil aufgrund der Teuerung und
Lebensmittelknappheit die Arbeiter:innenklasse sich seit dem Frühsommer 1923 zu einer
herrschaftsbedrohlichen Bewegung emporgeschwungen hatte. Um aber diese einzubremsen und den
neuen Kurs durchzusetzen, brauchte sie zwei verlässliche Kräfte, auf die sie sich stützen konnte,
denn politisch war sie stark fraktioniert und angezählt: die Schaltstellen der Reichswehr als
Garantin für die staatliche Ordnung, auch gegen partikularistische Bestrebungen in Bayern, und die
Sozialdemokratie als politische Flankendeckung.

Faktor Sozialdemokratie

Die Sozialdemokratische Partei hatte sich im September 1922 durch die Fusion mit dem Rest der
Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei zahlenmäßig stärken können, damit aber linkere
Elemente in ihre Reihen aufgenommen, die oft in Betrieben besser verankert waren. Im Laufe des
Jahres 1923, v. a. zum Sommer hin, verschob sich das Kräfteverhältnis zugunsten der
Kommunistischen Partei, die gerade in industriellen Zentren mit gezielter beharrlicher
Einheitsfrontpolitik die SPD ein- und überholen konnte, weil sie Arbeiter:inneninteressen besonders
durch Kampfmaßnahmen entschlossener und politisch pointierter wahrzunehmen wusste. Die KPD
zog neben parteilosen, z. B. syndikalistischen Arbeiter:innen, auch ehemalige USPD-Anhänger:innen
an.

Dies drückte sich bspw. auch in Wahlergebnissen auf parlamentarischer wie gewerkschaftlicher und
Betriebsräteebene aus. Diese günstigen Zahlenverhältnisse – teilweise sogar mit
Zweidrittelmehrheit gegenüber der SPD – dürfen allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass der
sozialdemokratische Parteiapparat weiterhin fest in der Hand der Kräfte lag, die 1918/1919 bereits
die demokratische Konterrevolution erfolgreich gesteuert hatten. Nicht von ungefähr kam der
Rückzug aus einer sozialdemokratischen Streikunterstützung bei der Beratung der Kommission der
Berliner Gewerkschaften durch Intervention führender Parteivertreter:innen um Wels zustande.

Die SPD-Führung verfolgte offensichtlich das Ziel, durch einen raschen Eintritt in eine neue
Regierungskonstellation der KPD zuvorzukommen und deren Bestrebung, die revolutionäre
Bewegung in Richtung einer proletarischen Machteroberung voranzutreiben, zu unterbinden, und
muss aus diesem Grund bereits frühzeitig Fühlung mit den möglichen bürgerlichen
Koalitionspartner:innen für die unverzügliche Bildung einer neuen Regierung aufgenommen haben.
Trotz ihrer schwindenden Dominanz spekulierte die SPD darauf, die Massen mit Sofortmaßnahmen
wirtschaftlicher Art wie Herbeischaffung von Lebensmitteln und dem Versprechen, die gleitende
Skala der Löhne gegen die Teuerung einzuführen, beschwichtigen zu können. Die Situation brachte
sie in die Position, der Bourgeoisie diese Zugeständnisse abzuringen.



Aufstand

Nach der Regierungsumbildung ebbte die revolutionäre Bewegung deutlich ab. Dennoch konnten
die Maßnahmen der Stresemann-Regierung, insbesondere gegen die Inflation, die sogar immer mehr
an Fahrt aufnahm, nicht schlagartig greifen. Die Klassengegensätze wurden nicht eingeebnet,
sondern spitzten sich weiter zu, insofern sich auch am rechten Rand der bürgerlichen Gesellschaft
heterogene Teile von separatistischen, monarchistischen bis zu rechtsradikalen Kreisen formierten,
die auch militärisch gerüstet waren.

Aus dieser Lage erwuchs die Einschätzung, dass Deutschland auf einen Bürger:innenkrieg zusteuern
würde. Dazu musste sich die Arbeiter:innenbewegung rüsten. In dem Zusammenhang erhob sich
unvermeidlich die Machtfrage. Die Exekutive der Kommunistischen Internationale rief Brandler vom
Parteivorstand der KPD Mitte August zu sich und drängte auf die militärische Vorbereitung eines
Aufstands, um die reaktionäre Gefahr abzuwenden, die Macht zu ergreifen und die Diktatur des
Proletariats errichten zu können.

Der Anweisung kam die Parteizentrale, obwohl nicht wirklich davon überzeugt, nach und bereitete
sich, da diese entscheidende Auseinandersetzung heranzunahen schien, für den Oktober auf den
bewaffneten Aufstand vor. Der Erstschlag sollte in Sachsen geführt werden.

Dort hatte die KPD ein Hilfsersuchen der SPD-Landesregierung befolgt, die bereits im März 1923 als
Ausdruck einer Linksentwicklung in der dortigen SPD gebildet worden war. Die Regierung Zeigner
fürchtete den Einmarsch von reaktionären Verbänden aus der bayerischen Nachbarprovinz, der
auch der ebenfalls von einer linkeren SPD geführten Regierung in Thüringen galt.

Gegen diese Bedrohung richtete sich auch der Appell im sächsischen Landtag zur Bewaffnung der
Arbeiter:innen. Um einem eigenmächtigen Vorstoß aus Bayern zuvorzukommen und eine
revolutionäre Bewegung im Keim zu ersticken, schickte der SPD-Reichspräsident Ebert zur
Wiederherstellung der Ordnung die Reichswehrexekutive nach Sachsen.

Auf Anraten der Komintern-Exekutive war die KPD am 10. Oktober in die beiden Landesregierungen
eingetreten. Dies spielte in der Aufstandsstrategie eine tragende Rolle. Die Länderregierungen
sollten als Bastionen der Arbeiter:inneneinheitsfront  bewaffnet verteidigt werden und davon sollte
eine Signalwirkung für das ganze Reich ausgehen.

Die KPD-Führung wollte jedoch noch das Votum einer Betriebsrätekonferenz in Chemnitz am 21.10.
einholen. Doch ihr dort – einen Tag vor dem festgelegten Aufstandsdatum! – zur Abstimmung
gestellter Aufruf zum Generalstreik und zum Aufstand stieß sogar bei den eigenen anwesenden KPD-
Genoss:innen auf Ablehnung. Daraufhin sagte die Zentrale den Waffengang ab.

Dennoch kam es in Hamburg, weil dort diese Absage nicht rechtzeitig eintraf, zum Aufstand. Dieser
wurde durch Polizei niedergeschlagen. In Sachsen rückten die Reichswehrtruppen des
Generalleutnants Müller ohne Gegenwehr ein, brachten die Landesregierung zu Fall, in der sich die
KPD in Koalition mit der SPD befand, und übernahmen die Exekutivgewalt. Das Gleiche geschah in
Thüringen. Die KPD trat den Rückzug an, um weiteres Blutvergießen zu vermeiden.

Politische Fehler

Die Hintergründe der Niederlage erschöpften sich nicht im organisatorischen Aspekt, sondern
reichten wesentlich weiter zurück, sind politisch-strategischer Natur und hängen eng mit der
Geschichte der Partei, aber auch mit ihrer Wahrnehmung durch die Komintern zusammen.



Schon in der Zeit der Ruhrbesetzung zeigte die KPD ein janusköpfiges politisches Antlitz. Während
die Frontseite der Öffentlichkeit ein glattes, gesundes Bild durch Wachstum und Aktionsreichtum
bot, das die scheinbare Einheitlichkeit der Partei nach außen unterstrich, war die Ebenmäßigkeit
der Gesichtszüge auf anderen Seite durch andauernde Auseinandersetzungen zwischen im
wesentlichen zwei Fraktionen entstellt.

Die Parteiführung um Brandler und Thalheimer, nach dem Märzabenteuer 1921 im Amt, befand sich
im ständigen Widerstreit mit dem linken Flügel über Lageeinschätzung und Art des Vorgehens,
setzte ihre Linie des steten Aufbaus durch Anwendung der Einheitsfronttaktik fort, reagierte jedoch
nicht wendig auf die sich wandelnde politische Lage. Ihre Zielstrebigkeit beschränkte sich auf den
Ausbau von Positionen v. a. in Betrieben und Gewerkschaften. Was die Parteizentrale an
Möglichkeiten der Offensive unterschätzte, das überschätzte der linke Flügel tendenziell im
Vertrauen auf die eigene Kraft und die Stimmung der Massen. Die entstandenen Kampforgane wie 
die roten Hundertschaften, Fabrikausschüsse, Preiskontrollkomitees waren nur teilweise
kommunistisch dominiert und nicht zentral organisiert.

Die Verantwortlichen der Komintern waren eher geneigt, den Berichten des linken Flügels der KPD
über die Situation in Deutschland Glauben zu schenken, deren objektiv revolutionäre Reife gewiss
unbestreitbar war, deren subjektive Voraussetzungen zum Zeitpunkt des anvisierten Aufstandes
jedoch zu instabil waren und zu optimistisch beurteilt wurden.

Die von der KP-Führung landesweit gesetzten Aktionsakzente, namentlich der sogenannte
Antifaschistische Tag Ende Juni und der Generalstreik gegen die Cuno-Regierung, waren  nicht
Ergebnis einer vorbereiteten Kampagne und blieben auf halbem Wege stecken.

Die Forderung nach Machteroberung der Arbeiter:innenklasse als Konsequenz aus einem Programm
von Übergangsforderungen tauchte gerade im Generalstreik erst nach dem Streikaufruf durch die
Berliner Drucker:innen auf.

Diese inkonsequente Haltung äußerte sich schließlich noch in der Vorbereitung des Aufstands,
wobei man nur die eigenen Genoss:innen bewaffnete und die Planung aus Furcht vor staatlichen
Organen im Geheimen vor sich ging, da man wie schon bei den anderen Ereignissen vorzeitigen
Zusammenstößen mit den Klassenfeind:innen aus dem Wege gehen wollte. Dies ging natürlich zu
Lasten des Versuchs, einen großen Teil der Arbeiter:innenschaft im gesamten Reich zu mobilisieren.
Als besonders fatal erwies sich, sich vom Zustandekommen einer sächsischen Betriebsrätekonferenz
kurz vor dem festgelegten Aufstandstag abhängig zu machen.

Zusammengefasst kann gesagt werden: Der entscheidende Faktor für die Niederlage von 1923 war
nicht eine „verräterische Führung“ oder eine mangelnde Kampfbereitschaft der Arbeiter:nnen.
Entscheidend waren schwerwiegende Fehler in der politischen Einschätzung der Lage und
Schwierigkeiten des Übergangs von einer defensiven, lange Zeit erfolgreichen Einheitsfrontpolitik
zu einer offensiven Konfrontation mit der Reaktion. Nur in der Parteiführung einen solchen
Beschluss zu fällen und konspirative Umsturzpläne zu schmieden, bedeutete auch einen Bruch mit
der Politik, den gewonnenen Einfluss in den Basisorganisationen der Klasse für deren Mobilisierung
zur Konfrontation zu nutzen. Fabrikkomitees, Regionalkonferenzen, proletarische Hundertschaften
etc. hätten schon lange vor dem Oktober entsprechende Beschlüsse und Schritte diskutieren und
beschließen müssen.

Eine solche Diskussion über einen entscheidenden Schritt zu einem Arbeiter:innenstaat hätte mit
einer breiten Kampagne auf der Grundlage eines Programms für den Weg zur Machteroberung der
Arbeiter:innenklasse verbunden sein und politisch zentralisierte Organe hätten frühzeitig formiert
werden müssen.



Infolgedessen fehlte der Übernahme der Führung des Aufstands in Deutschland eine entsprechende
Fundierung in Rätestrukturen in der Arbeiter:innenschaft. So blieb der KPD nur noch der mehr oder
weniger geordnete Rückzug.

Manche Revolutionen werden nicht verraten – die Revolution von 1923 wurde schlicht verpasst und
durch schwere politische Fehler in den Sand gesetzt. Dies ist ein wesentlicher Grund, warum die
Beschäftigung mit diesen historischen Ereignissen heute noch wichtig für RevolutionärInnen ist. Sie
zeigt klar die Bedeutung von revolutionären Organisationen und ihrer Führungen in sozialistischen
Revolutionen, genauso wie die Möglichkeiten und Grenzen  der Einheitsfrontpolitik.


